
in Strafsachen/1/ ein Grundanliegen 
des sozialistischen Rechts, zu ge­
währleisten, daß die gesetzlichen 
Möglichkeiten der Einlegung eines 
Rechtsmittels umfassend genutzt 
werden können.
Dem entspricht die vom Obersten 
Gericht bereits in seinem Urteil vom
14. April 1962 - 2 Uz 12/61 - (NJ 
1962 S. 454) gegebene Orientierung 
für das Zivilverfahren, ausnahmslos 
eine s c h r i f t l i c h e  Rechtmittelbe­
lehrung zu erteilen und in verständ­
licher Sprache auf die Folgen der 
Fristen für Rechtsmittel hinzu­
weisen.
Das Recht auf Einlegung eines 
Rechtsmittels schließt andererseits 
die Möglichkeit ein, ausdrücklich auf 
die Einlegung einer Berufung zu ver­
zichten (§ 514 ZPO). Das hat im Zi­
vilverfahren mit seinen nach gelten­
dem Recht langen Berufungsfristen 
gleichfalls eine nicht zu unterschät­
zende Bedeutung. Da z. B. Unter­
haltsurteile nicht vorläufig voll­
streckbar sind (§ 36 Abs. 1 FVerfO), 
ist ein beiderseitiger Rechtsmittelver­
zicht und somit früherer Eintritt der 
Rechtskraft u. U. von erheblicher Be­
deutung für die Sicherung der 
Rechte des Unterhaltsberechtigten. 
Auch die alsbaldige Rechtskraft 
eines Eheurteils selbst kann ange­
sichts der sich daran knüpfenden 
familienrechtlichen Probleme für alle 
Beteiligten wichtig sein (z. B. für die 
Vaterschaftsvermutungen nach § 54 
Abs. 5 Satz 2 FGB). Die Frage, ab 
wann ein Verzicht überhaupt mög­
lich ist, ist daher von praktischer 
Bedeutung.
Den hierzu für das Eheverfahren ge­
machten Ausführungen Krones muß 
jedoch widersprochen werden. Ab­
gesehen davon, daß — worauf noch 
eingegangen wird — seiner Ausle­
gung der §§ 514 ZPO, 22 Abs. 1 
FVerfO nicht zugestimmt werden 
kann, geht es nicht in erster Linie 
darum, den Zeitpunkt einer frühest­
möglichen Verzichtserklärung u. U. 
sogar mehrere Wochen hinauszu­
schieben, sondern darum, zu sichern, 
daß sich der Erklärende der Bedeu­
tung seines Verzichts voll bewußt 
ist. Hier gilt es, die Aufmerksamkeit 
der Gerichte (bis hin zu den Ge­
schäftsstellen) und auch der Rechts­
anwälte dahin zu verstärken, die 
Parteien auf die Konsequenzen eines 
Verzichts vor seiner Erklärung un­
mißverständlich aufmerksam zu ma­
chen. Die vereinzelt noch anzutref­
fende Praxis, die Möglichkeit des 
Rechtsmittelverzichts den Parteien 
direkt „in den Mund“ zu legen, ist 
fehlerhaft.
Ein alsbald nach V e r k ü n d u n g  
des Urteils erklärter Rechtsmittel­
verzicht ist entgegen der Auffassung 
von Krone jedoch auch in Ehesachen 
sowie in den anderen Verfahren, in 
denen das Urteil von Amts wegen 
zuzustellen ist/2/, auch dann rechts- IV

IV Vgl. hierzu Pompoes/Schindler, „Zum 
Rechtsmittelverzicht des Angeklagten“, 
NJ 1971 S. 747 ft.
121 Gemäß Ziff. 2 des Beschlusses des 
Präsidiums des Obersten Gerichts zur

wirksam, wenn das Urteil noch nicht 
zugestellt worden ist.
Der Verzicht auf ein Rechtsmittel 
setzt die Existenz eines Urteils vor­
aus. Die in der bürgerlichen Rechts­
lehre enthaltene — aus der Formulie­
rung des § 514 ZPO abgeleitete — 
Auffassung, daß auf Vertragsbasis 
auch bereits vorher ein Verzicht er­
folgen könne, ist für das sozialisti­
sche Zivilverfahren abzulehnen. Nie­
mand soll auf die Möglichkeit, ein 
Urteil anzufechten, verzichten kön­
nen, bevor ihm der Inhalt des Ur­
teils bekanntgeworden ist./3/ Das 
Urteil wird ohne Ausnahme entwe­
der unmittelbar im Anschluß an die 
mündliche Verhandlung oder in 
einem besonderen Verkündungster­
min bekanntgegeben. Mit seiner ord­
nungsgemäßen Verkündung ist das 
Urteil existent/4/ und für das ent­
scheidende Gericht grundsätzlich un- 
abänderbar. Damit ist das Urteil i. S. 
des § 514 ZPO erlassen/5/, und zwar 
unabhängig davon, ob die nachfol­
gende Zustellung von Amts wegen 
betrieben wird oder von den Par­
teien. Die Zustellung setzt lediglich 
die Rechtsmittelfrist in Lauf, auf die 
Wirkung des Urteils hat sie keinen 
Einfluß. Durch die Zustellung von 
Amts wegen bleibt es im Interesse 
der gebotenen Konzentration sowie 
der an die Rechtskraft geknüpften 
Folgen nicht den Parteien überlassen 
zu entscheiden, wann sie die Beru­
fungsfrist in Lauf setzen. Darauf be­
ruht auch die Orientierung des Kol­
legiums für Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen des Obersten 
Gerichts, bei Zustellung im Partei­
betrieb auf eine frühzeitige Antrag­

einheitlichen Anwendung der FamUlenver- 
fahrensordnung (NJ-Beilage 3/72 zu Heft 
13) vom 7. Juni 1972 erstreckt sich die in 
§ 25 Abs. 2 Satz 2 FVerfO geregelte Amts­
zustellung für weitere Verfahren auf 
a l l e  Entscheidungen in sonstigen Fami- 
lienrechtssachen.
13/ Vgl. Das Zivilprozeßrecht der DDR, 
Berlin 1958, Bd. 2, S. 192.
/4/ OG, Urteil vom 19. Dezember 1955 — 
— 2 Uz 123/55 —; OG, Urteil vom 26. Mai 
1956 — 2 Zz 15/56 — (beide nicht veröffent­
licht) .
151 Nur in Arbeitsrechtssachen wird das 
Urteil gemäß § 38 Abs. 3 AGO dann, wenn 
die Parteien bei der Verkündung nicht 
anwesend sind, erst mit der Zustellung 
wirksam; es handelt sich hier aber eben­
falls um eine besonders geregelte Form 
der Verkündung bei Nichtanwesenheit 
der Parteien.

Stellung auf Vermittlung der Zustel­
lung durch die Geschäftsstelle 
(§§ 167, 168 ZPO) hinzuwirken./6/ 
Ebensowenig wie in anderen Fällen 
der Zustellung von Amts wegen 
bleibt der Abschnitt zwischen Ver­
kündung und Zustellung daher 
selbst dann nicht laufendes Verfah­
ren, wenn man Krone folgen würde, 
daß ein Ehescheidungsurteil man­
gels Zustellung nie rechtskräftig 
werden könnte. In solchen Fällen 
müßten die Parteien — reifliche 
Überlegung stets vorausgesetzt — 
erst recht Gelegenheit bekommen, 
einer theoretisch denkbaren Verzö­
gerung oder Unterlassung der Zu­
stellung dadurch zu begegnen, daß 
sie durch Verzichtserklärung dem 
Urteil Rechtskraft verleihen kön­
nen.
Krones Auffassung zur Rechtsfolge 
einer unterlassenen Zustellung wi­
derspricht aber dem geltenden Recht. 
§ 22 Abs. 1 FVerfO enthält eine von 
der ZPO abweichende Regelung der 
Berufungseinlegung beim Gericht 
erster Instanz; diese Bestimmung 
läßt jedoch offen, was geschieht, 
wenn keine Zustellung erfolgt oder 
möglich ist. Gemäß § 1 FVerfO fin­
den insoweit ausdrücklich die Be­
stimmungen der ZPO Anwendung. 
Danach beginnt die Berufungsfrist 
in jedem Falle spätestens 5 Monate 
nach Verkündung des Urteils (§ 516 
ZPO). Es besteht kein Grund, Ehe­
sachen von dieser Regel auszuneh­
men. Die Parteien haben das Recht 
und die Pflicht, am Verfahren mit­
zuwirken. Es ist daher auch in Ehe­
sachen von ihnen zu verlangen, daß 
sie sich innerhalb eines halben Jah­
res um das Ergebnis des Verfahrens 
kümmern, wenn sie ausnahmsweise 
„von Amts wegen“ von seinem Aus­
gang nichts erfahren haben sollten. 
Das widerspricht nicht den Prinzi­
pien des Familiengesetzbuchs (§ 1 
FVerfO).

GOTTFRIED HEJHAL, Oberrichter
am Obersten Gericht

/6/ Vgl. „Zur effektiven Durchführung 
der gerichtlichen Verfahren auf der* Ge­
bieten des Zivil-, Familien-, Arbeits- und 
LPG-Rechts“, NJ 1971 S. 568 ff. (571) ; 
Hejhal/Krüger, „Höhere Effektivität der 
gerichtlichen Zivilverfahren durch Nut­
zung der prozessualen Möglichkeiten bei 
der Protokollführung, der Zustellung und 
Vollstreckung“, NJ 1971 S. 707 ff. (709).

Erhöhung der Wirksamkeit
der Ehe- und Familienberatungsstellen
bedarf konkreter staatlicher Leitung
Im Bezirk Potsdam haben sich die 
Gerichte — wie die letzte Analyse 
der Eingaben beweist/1/ — auch im 
vergangenen Jahr in erheblichem 
Maße außerhalb des Eheverfahrens 
damit befaßt, Bürger bei der Über­
windung von Ehekonflikten zu un­
terstützen. Über 67 % aller Einga­
ben, die als Vorbringen zur Vermei­
dung von Konflikten erfaßt wurden,

/II Vgl. hierzu Knecht, „Erfahrungen aus 
der Eingabenarbeit“, NJ 1972 S. 93 ff.

betrafen derartige Aussprachen. Da­
bei handelte es sich in der Regel 
nicht um Rechtsfragen im Zusam­
menhang mit einem Scheidungsbe­
gehren; die Bürger suchten vielmehr 
vorwiegend Rat, wie sie aufgetre­
tene Ehestörungen beheben können. 
Diese Tatsache ließ die Frage nach 
der Wirksamkeit der Ehe- und Fa­
milienberatungsstellen des Bezirks 
entstehen. Ein auf Anregung des Be­
zirksgerichts im Februar 1972 durch­
geführter Erfahrungsaustausch der
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